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Oldenburgisches
Gemeinde - Blatt.
Erscheint wöcheiitiick : Doimerstags . Vierteljahr . Präimmer .-Preis : i>»^ .

R878. Donnerstag, 31 . October. ^l ^ l.

Gefundene Sachen.
1 Packet Niete . 1 Herren -Halstuch . 1 Hausschlüssel . 1

Weißes Taschentuch.

Bekanntmachungen.
1 ) Am Sonnabend den 2 . November d . I . werden mit

Rücksicht auf die Feier der Einweihung des Kriegerdenkmals
die Ofenerstraße von der Haarenthorsbrücke bis zur Einmün¬
dung der Auguststraße, die Marienstraße von der Haarenthors¬
brücke bis zur Einmündung der Wilhelmsstraße , die Peterstraße
von der Catharinenstraße bis zur Marienstraße , für Fuhrwerke,
Pferde und Vieh von Uhr Vormittags bis 1 ^/z Uhr
Nachmittags gesperrt sein.

Oldenburg , aus dem Stadtmagistrate , 1878 October 25.
v . Schrenck.

2) Das namentliche Verzeichniß derjenigen zum Feuerlösch-
und Rettungsdienst verpflichteten Mannschaften , welche bei der
am 13 . September d. I . abgehaltenen Sprützenprobe gefehlt
haben und deshalb zur Brüche ( 1 bis 5 Mark ) angesetzt wor¬
den sind , liegt in den nächsten 3 Wochen (mit Ausnahme der
Sonntage ) vom 30 . October bis 20 . November d . I . Vor¬
mittags von 10 bis 1 Uhr im Bureau des Standesamtes zur
Einsicht der Betheiligten aus.

Etwaige Entschuldigungen und Reklamationen find bei dem
dort anwesenden Brandmajor von den Betreffenden persönlich
innerhalb der angegebenen Zeit vorzubringen. Nach Ablauf
derselben wird dann die im Einverständnis mit den Brand¬
hauptleuten erkannte Geldstrafe eingezogen werden und finden
spätere Reklamationen keine Berücksichtigung mehr.

Oldenburg , aus dem Stadtmagiftrate , 1878 October 25.
v . Schrenck.
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Das neue Gesetz
gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemo¬

kratie.

(Fortsetzung.)

8 11 .
Druckschriften , in welchen sozialdemokratische , sozialistische

oder kommunistische auf den Umsturz der bestehenden Staats¬
oder Gesellschaftsordnung gerichtete Bestrebungen in einer den
öffentlichen Frieden , insbesondere die Eintracht der Bevölkerungs-
klassen gefährdenden Weise zu Tage treten , sind zu verbieten.

Bei periodischen Druckschriften kann das Verbot sich auch
auf das fernere Erscheinen erstrecken , sobald auf Grund dieses
Gesetzes das Verbot einer einzelnen Nummer erfolgt.

8 12.
Zuständig für das Verbot ist die Landespolizeibehörde, bei

periodischen im Inlands erscheinenden Druckschriften die Landes¬
polizeibehörde des Bezirks, in welchem die Druckschrift erscheint.
Das Verbot der ferneren Verbreitung einer im Auslands er¬
scheinenden periodischen Druckschrift steht dem Reichskanzler zu.

Das Verbot ist in der im Z 6 Abs . 2 vorgeschriebenen
Weise bekannt zu machen und ist für das ganze Bundesgebiet
wirksam.

8 13.
Das von der Landespolizeibehörde erlassene Verbot einer

Druckschrift ist dem Verleger oder dem Herausgeber , das Ver¬
bot einer nicht periodisch erscheinenden Druckschrift auch dem
auf derselben benannten Verfasser , sofern diese Personen im
Inlands vorhanden sind , durch schriftliche, mit Gründen Ver¬
sehens Verfügung bekannt zu machen.

Gegen die Verfügung steht dem Verleger oder dem Heraus¬
geber , sowie dem Verfasser die Beschwerde ( Z 26) zu.

Die Beschwerde ist innerhalb einer Woche nach der Zu¬
stellung der Verfügung bei der Behörde anzubringen , welche
dieselbe erlassen hat.

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung.

8 14.
Auf Grund des Verbots sind die von demselben betroffe¬

nen Druckschriften da, wo sie sich zum Zwecke der Verbreitung
vorfinden , in Beschlag zu nehmen. Die Beschlagnahme kann
sich auf die zur Vervielfältigung dienenden Platten und For¬
men erstrecken ; bei Druckschriften im engeren Sinne hat auf



Antrag des Betheiligten statt Beschlagnahme des Satzes das
Ablegen des letzteren Zu geschehen . Die in Beschlag genomme¬
nen Druckschriften , Platten und Formen sind , nachdem das
Verbot entgültig geworden ist , unbrauchbar zu machen.

Die Beschwerde findet nur an die Aufsichtsbehörden statt.

8 15.
Die Polizeibehörde ist befugt , Druckschriften der im K 11

bezeichnten Art , sowie dis zu ihrer Vervielfältigung dienenden
Platten und Formen schon vor Erlaß eines Verbots vorläufig
in Beschlag zu nehmen . Die in Beschlag genommene Druck¬
schrift ist innerhalb vierundzwanzig Stunden der Landespolizei¬
behörde einzureichen . Letztere hat entweder die Wiederauf¬
hebung der Beschlagnahme sofort anzuordnen oder innerhalb
einer Woche das Verbot zu erlassen . Erfolgt das Verbot nicht
innerhalb . dieser Frist , so erlischt die Beschlagnahme und müssen
die einzelnen Stücke , Platten und Formen freigegeben werden.

8 16.
Das Einsammeln von Beiträgen zur Förderung von social¬

demokratischen , sozialistischen oder kommunistischen auf den Um¬
sturz der bestehenden Staats - oder Gesellschaftsordnung gerich¬
teten Bestrebungen , sowie die öffentliche Aufforderung zur Lei¬
stung solcher Beiträge sind polizeilich zu verbieten . Das Ver¬
bot ist öffentlich bekannt zu machen.

Die Beschwerde findet nur an die Aufsichtsbehörden statt.

8 17-
Wer an einem verbotenen Vereine (K 6) als Mitglied sich

betheiligt , oder eine Thätigkeit im Interesse eines solchen Ver¬
eins ausübt , wird mit Geldstrafe bis zu fünfhundert Mark
oder mit Gefängniß bis zu drei Monaten bestraft . Eine
gleiche Strafe trifft denjenigen , welcher an einer verbotenen
Versammlung ( K 9 ) sich betheiligt , oder welcher nach polizei¬
licher Auflösung einer Versammlung ( H 9 ) sich nicht sofort ent¬
fernt.

Gegen diejenigen , welche sich an dem Vereine oder an der
Versammlung als Vorsteher , Leiter , Ordner , Agenten , Redner
oder Kassirer betheiligen , oder welche zu der Versammlung auf¬
fordern , ist auf Gefängniß von Einem Monat bis zu Einem
Jahre zu erkennen.

8 18-
Wer für einen verbotenen Verein oder für eine verbotene

Versammlung Räumlichkeiten hergiebt , wird mit Gefängniß
von Einem Monat bis zu einem Jahre bestraft.
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8 19.

Wer eine verbotene Druckschrift (ZA 11 , 12 ) , oder wer
eine von der vorläufigen Beschlagnahme betroffene Druckschrift
(Z 15 ) verbreitet , fortsetzt oder wieder abdruckt , wird mit Geld¬

strafe bis zu eintausend Mark oder mit Gefängniß bis zu sechs
Monaten bestraft.

z 20.
Wer einem nach Z 16 erlassenen Verbote zuwiderhandelt,

wird mit Geldstrafe bis zu fünfhundert Mark oder mit Gefänz-

niß bis zu drei Monaten bestraft . Außerdem ist das zufolge
der verbotenen Sammlung oder Aufforderung Empfangene oder
der Werth desselben der Armenkasse des Orts der Sammlung
für verfallen zu erklären.

Z 21.
Wer ohne Kenntniß , jedoch nach erfolgter Bekanntmachung

des Verbots durch den Reichsanzeiger (88 6 , 12 ) eine der in

den ZA 17 , 18 , 19 verbotenen Handlungen begeht , ist mit

Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Mark oder mit Haft zu be¬

strafen.
Gleiche Strafe trifft den , welcher nach erfolgter Vekannt-

mackmng des Verbots einem nach Z 16 erlassenen Verbote zu¬

widerhandelt . Die Schlußbestimmung des Z 20 findet Anwen¬

dung.

8 22 .

Gegen Personen , welche sich die Agitation für die im K 1

Abs . 2 bezeichnten Bestrebungen zum Geschäfte machen , kann

im Falle einer Verurtheilung wegen Zuwiderhandlungen gegen
die ZA 17 bis 20 neben der Freiheitsstrafe auf die Zulässigkeit
der Einschränkung ihres Aufenthaltes erkannt werden

Auf Grund dieses Erkenntnisses kann dem Verurteilten
der Aufenthalt in bestimmten Bezirken oder Ortschaften durch
die Landespolizeibehörde versagt werden , jedoch in seinem Wohn¬

sitze nur dann , wenn er denselben nicht bereits seit sechs Mo¬

naten inne hat . Ausländer können von der Landespolizei¬

behörde aus dem Bundesgebiete ausgewiesen werden . Die

Beschwerde findet nur an die Aufsichtsbehörden statt.

Zuwiderhandlungen werden mit Gefängniß von Einem

Monat bis zu einem Jahre bestraft.
( Schluß folgt .)

Verantwortlicher Revacteur Beseler.
Druck und Verlag von Gerb - Stallnig in Oldenburg.
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